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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte
Bundesverwaltung - Personal

Nachdem der Bundesrat die Ablehnung einer im Berichtjahr noch nicht behandelten
Motion Grossen (glp, BE) beantragt hatte, reichte der Motionar ein Postulat mit
ahnlicher Stossrichtung ein. Die Regierung soll prifen, ob Mdéglichkeiten und Anreize
geschaffen werden kénnen, mit denen die Angestellten der Bundesverwaltung fur
Telearbeit (Home-Office) gewonnen werden. Der Bundesrat hatte zwar in seiner
Antwort auf die Motion die &6kologischen, sozialpolitischen und wirtschaftlichen
Vorteile von Home-Office anerkannt, sich aber gegen die im Anliegen geforderte
Festsetzung einer Quote zur Erhohung des Anteils an Angestellten mit
ortsunabhéangigem Arbeitsplatz gewandt. Die im Vergleich zum urspringlichen Anliegen
abgeschwéchte Forderung in Form eines Postulats stiess nicht nur beim Bundesrat,
sondern - nachdem es zuerst von Stahl (svp, ZH) bekdmpft wurde - auch im Nationalrat
mit 104 zu 84 Stimmen auf Zustimmung. Die Gegenstimmen stammten aus der SVP und
der FDP Liberale-Fraktion. In der Wintersession Uberwies die grosse Kammer zudem
ohne Diskussion ein Postulat Feller (fdp, VD), das den Bundesrat beauftragt, die
Nutzung von Telearbeit in der jahrlichen Berichterstattung Uber das
Personalmanagement statistisch zu erfassen. '

Die Motion Feller (fdp, VD), die ein 6ffentliches Register liber Interessenbindungen der
Verwaltung gefordert hatte, wurde zwar mit 77 zu 112 Stimmen relativ deutlich
abgelehnt, - der Waadtlander Freisinnige erhielt zwar fast alle Stimmen der SVP-, aber
nur einen kleinen Teil seiner eigenen Fraktion - erdffnete aber dennoch einen
interessanten Einblick in den unbestrittenen Einfluss der Bundesverwaltung auf die
Politik. Olivier Feller hatte ein Register gefordert, mit dem Transparenz Uber
Interessenbindungen bei jenen Bundesangestellten hatte hergestellt werden sollen, die
in die Vorbereitung politischer Entscheide involviert sind. Feller argumentierte, dass
wichtige Beamte die Moglichkeit hatten, Gesetzesentwirfen eine bestimmte
ideologische Ausrichtung zu geben.

Ueli Maurer, der im Nationalrat die ablehnende Haltung des Bundesrats verteidigte,
bestritt dies nicht. Dies ergebe sich auch nur schon aus der sehr grossen Anzahl an
Vorstéssen, die nicht vom Bundesrat selber, sondern von der Bundesverwaltung
beurteilt wirden. Zwar entscheide die Regierung dann endglltig, aber der politische
Einfluss der Verwaltung habe in den letzten Jahren unbestritten zugenommen. Freilich
wirde die Motion Feller an dieser Situation nichts andern, da die Interessenbindungen
in der Regel bereits bekannt seien oder aber ohne Probleme nachgefragt werden
kénnten - etwas, das der Motionar als zu aufwandig bezeichnet hatte. Man kdnne davon
ausgehen, dass die persénlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Bundesratinnen
und Bundesrate Parteimitglieder der entsprechenden Partei seien, so Maurer weiter.
Aus personlicher Erfahrung kénne er zudem sagen, dass «politisch anders tickende»
Mitarbeitende zwar ihre Haltung darlegten, aber noch nie versucht hatten, seine
Meinung zu beeinflussen. ?

Organisation der Bundesrechtspflege

War 2014 ein Vorstoss flir mehr Transparenz von Gerichtsverfahren im Nationalrat
noch abgelehnt worden, verwahrte sich die grosse Kammer in der Sondersession im Mai
auch gegen ein Verbot fur die Benutzung von Kommunikationsmitteln wahrend
Gerichtsverhandlungen. Die Motion Ribaux (fdp, NE), aufgrund dessen Wahl in den
Neuenburger Staatsrat in der Zwischenzeit Ubernommen von Olivier Feller (fdp, VD),
wollte verhindern, dass mittels SMS oder Twitter in Echtzeit Informationen aus dem
Gerichtssaal verbreitet werden, womit die Wahrheitsfindung beeintrachtigt wirde, weil
noch anzuhérende Zeugen durch solche Informationen allenfalls beeinflusst werden
konnten. Die grosse Kammer folgte den Erwagungen des Bundesrates, der eine solche
Massnahme als nicht angezeigt beurteilte, weil die meisten Beweise bereits im
Vorverfahren erhoben wirden und die Information auch ohne Kommunikationsmittel
beispielsweise in Verhandlungspausen geschehen konnte: Mit 131 zu 50 Stimmen bei 5
Enthaltungen wurde die Motion abgelehnt. ®
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1) AB NR 2013, S. 1186 und 1745; Mo. 12.4120 (Grossen): Stellungnahme BR vom 13.2.13; Po. 13.3712 (Feller): AB NR, 2013, S.
2209.

2) ABNR, 2018, S. 214

3) AB NR, 2015, S. 670 f.; Mo. 13.3447; Mo. 13.3447 (Abstimmung); NZZ, 5.7.16
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